
Resolution des Bundeshauptvorstandes der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) 

 

Europa stärken - Sicherheit erhöhen 

 

Sicherheit und Freiheit in Europa sind kein Widerspruch, sondern miteinander verbundene Wer-

te, denen sich die Beschäftigten der Polizei in Deutschland in gleicher Weise verpflichtet fühlen. 

Eine starke Polizei, gute Gesetze und gemeinsame Sicherheitsstrategien sind kein Selbst-

zweck. Sie sind Garant für friedliches Zusammenleben in einer freiheitlichen Gesellschaft auf 

unserem Kontinent.  

Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) setzt sich deshalb für die Stärkung des europä-

ischen Integrationsprozesses und der demokratischen Legitimation der Gesetzgebungsorgane 

der Europäischen Union ein. Eine große Wahlbeteiligung bei der Europawahl 2009 fördert die 

Repräsentanz der Bevölkerung und den demokratischen Willensbildungsprozess in Europa und 

damit auch die notwendige Akzeptanz der Menschen in die Organe der Europäischen Union.   

Gleichzeitig müssen europaweite Handlungsstrategien weiter entwickelt und realisiert werden, 

die Sicherheit in einem Europa ohne Binnenkontrollen gewährleisten. Dazu zählt auch, dass die 

sozialen Standards und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten der Polizei und ihrer Berufsver-

tretungen höchsten Ansprüchen genügen müssen. Nur gut ausgebildete und motivierte Polizei-

kräfte in ausreichender Zahl können die vielfältigen Herausforderungen bewältigen. Dazu zäh-

len auch die Optimierung von Sprachkompetenzen und die Nutzung vorhandener Bildungsres-

sourcen.  

Eine Stärkung Europas fördert auch weitere notwendige Maßnahmen: 

 Stärkung von Europol und Eurojust zum gemeinsamen Kampf gegen Kriminalität 

und terroristische Bedrohungen 

 Weiterer Ausbau der Grenzschutzagentur FRONTEX und Entwicklung gemeinsa-

mer Grenzschutzstrategien und -standards 

 Weiterentwicklung und Institutionalisierung der gemeinsamen Strategien zur Ver-

kehrsunfallbekämpfung und Verbesserung der Gewährleistung komplexer Ver-

kehrsströme  

 Entwicklung kompatibler Technikstandards  und zentraler Fahndungs- und Daten-

verarbeitungssysteme zur Verbesserung polizeilicher Ermittlungsarbeit, grenzü-

berschreitender Fallbearbeitung, Auswertungs- und Analyseverfahren.  

 

Polizeiarbeit in Europa muss neben der notwendigen Harmonisierung von Rechtsnormen und 

Handlungsstrategien die Bürgernähe der Sicherheitsorgane berücksichtigen. Die Identifikation 

der Bevölkerung mit „ihrer“ Polizei, die durch örtlich und regional verwurzelte Organisations-

strukturen sicher gestellt ist, muss erhalten bleiben. So wie die Europäische Union ein Raum 

der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sein muss, so notwendig ist auch die Anerkennung 

des Prinzips der Subsidiarität für die Mitgliedsstaaten der EU und ihrer Länder und Regionen.  

 

Berlin, 26. März 2009  


